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Frankfurt investiert in ganzheitliche Bildung und Betreuung – Eigenbetrieb Kindergärten gegründet
tegrierten Gesamtschulen gewährleistet.
Unter dem Ziel, kein Kind zurückzulassen,
findet gerade auch das Zusammenwirken
von Schule und Sozialarbeit einen immer
größeren Raum. Die Entwicklung der Be-
treuungs- und Nachmittagsangebote, für
die derzeit 5 Millionen Euro aufgewendet
werden, zeigt zudem klar den Trend hin zu
einem Ausbau der Ganztagsschule. 300
neue Plätze gibt es in diesem Jahr für die
erweiterte Betreuung an Schulen. Die zeit-
liche Ausweitung bietet neben einer Ent-
lastung der Eltern die Gelegenheit, 
bildungsnahe sozi-
alpädagogische An-
gebote gezielt zu
etablieren und Schü-
ler individuell zu
fördern. Dabei liegt
ein Schwerpunkt an
Haupt- und Berufs-
schulen, um Inhalte praxisnah und in Ko-
operation mit Betrieben zu vermitteln und
so die Arbeitsmarktchancen zu verbessern.
Hierfür zahlt die Stadt 2009 etwa 6,6 Mil-
lionen Euro. 

Attraktives Spielumfeld
Mit der Entwicklung zur Ganztagsschule
verbunden ist auch das Angebot eines war-
men Mittagessens, das bezahlbar ist. Hier
gilt ein Höchstbetrag von 3 Euro pro Essen
bzw. 1 Euro für Schüler aus einkommens-
schwachen Familien. Die Aufwendungen
hierfür steigen im Finanzplanungszeit-

raum von 1,39 Millionen Euro auf 1,89
Millionen Euro. Das Essen in Freizeitein-
richtungen und Vereinen wird ab 2009 mit
400.000 Euro unterstützt. 

Kinder brauchen ein attraktives Lern-
und Spielumfeld, eine moderne Ausstat-
tung und Möglichkeiten zur Bewegung.
Frankfurt investiert in diesem Jahr 103,6
Millionen Euro in Kinderkrippen, -gärten
und Schulen. Zusätzlich stehen mit dem
Ende des Interimsbetriebes 2009 vier mo-
derne Schulen zur Verfügung, die im Rah-
men einer PPP gebaut, saniert und für die

nächsten 20 Jahre
betrieben werden.
Der Aufwand be-
trägt mit dem Be-
ginn des Schulbe-
triebs in den neuen
Gebäuden 9,1 Mil-
lionen Euro und ab

2010 jährlich rund 13 Millionen Euro. Zu-
sätzlich werden allein 2009 für die EDV-
Ausstattung dieser Schulen 2,42 Millionen
Euro investiert. 

Alle bildungspolitischen Maßnahmen
zusammengefasst, steigt der Zuschussbe-
darf im Ergebnishaushalt von 328,96 Mil-
lionen Euro auf 457,94 Millionen Euro –
das sind 25 Prozent des Zuschussbedarfes
in 2012. Im Finanzhaushalt addiert, inves-
tiert Frankfurt von 2008 bis 2012 mehr als
eine halbe Milliarde Euro nachhaltig in fa-
milienfreundliche Rahmenbedingungen
bei Betreuung und Bildung. 

Ihr Engagement wird die Mainmetro-
pole mit den Konjunkturprogrammen des
Landes Hessen und des Bundes noch aus-
weiten. Das Konjunkturprogramm II er-
möglicht durch unbürokratische Verfahren
und zeitlich befristete gelockerte Vergabe-
regeln zügig und effektiv zusätzliche 
Investitionen in unser Betreuungs- und
Bildungssystem. Auf dem Weg zu der 
Familienstadt in Deutschland sind diese
Mittel ein wichtiger Beitrag für Frankfurt
am Main. 

Auf dem Weg zur Familienstadt
Frankfurt am Main meint es ernst da-
mit, Eltern die Vereinbarkeit von Beruf
und Familie zu erleichtern. Eine halbe
Milliarde Euro investiert die Stadt 2008
bis 2012 in Kinderkrippen, Kindergär-
ten, Schulen und Bildungsangebote für
Kinder. Diese Summe stemmt die Stadt
ohne die Mittel aus dem Konjunktur-
paket II – mit der Förderung wird sie
ihre Investitionen zusätzlich ausweiten. 

Von Uwe Becker

Im Bundesvergleich weist Frankfurt am
Main eine hohe Geburtenrate auf, ei-
nen hohen Anteil von Bürgern mit Mi-

grationshintergrund und eine überdurch-
schnittliche Arbeitsplatzdichte. Daraus er-
schließt sich das Selbstverständnis einer
wachsenden Metropole, die Bedürfnisse
der mehr als 60.000 Frankfurter Familien
ernst zu nehmen. Die Stadt will ihnen die
Vereinbarkeit von Beruf und Familie er-
leichtern und Zukunftschancen ermögli-
chen. Nicht erst die aktuellen Konjunktur-

programme zur Verbesserung der gesamt-
wirtschaftlichen Lage lassen die Bedeu-
tung von Betreuung und Bildung von Kin-
dern für ihre Entwicklung erkennen. Noch
bevor die Bundesregierung die finanzielle
Unterstützung in Millionenhöhe mit ihren
aktuellen Konjunkturprogrammen zusi-
cherte, hat Frankfurt die Ausgaben in 
diesem Feld spürbar erhöht. 

Immer mehr determiniert die Verein-
barkeit von Beruf und Familienleben den
Kinderwunsch. Das Thema Kinderbetreu-
ung ist daher einer der Schwerpunkte des
städtischen Haushalts. Den Rechtsan-
spruch auf Betreuungsplätze wird Frank-
furt zeitnah erfüllen: Die Stadt baut das
Platzangebot für Kinder unter drei Jahren
mit 900 neuen Plätzen 2009 und je 1.100
Plätzen von 2010 bis 2012 deutlich aus. In

der Kindertagespflege werden jährlich 50
neue Plätze zusätzlich geschaffen. Neben
den neuen Plätzen aus Neu- und Erweite-
rungsbauten der Stadt sind jährlich 400 zu-
sätzliche Plätze in Kindergärten und Hor-
ten geplant. Zudem werden viele Einrich-
tungen längere Öffnungszeiten einführen.
Dies alles gewährleistet eine flexible Be-
treuung.

Betreuung aus einer Hand
Heute bedeutet Betreuung nicht mehr nur
Unterbringung, sondern frühkindliche Bil-
dung und Erziehung. Dazu müssen Kom-
munen ein entsprechend qualitatives Um-
feld einrichten. Die Stadt Frankfurt stellt
167 zusätzliche Erzieher in den städti-
schen Einrichtungen ein und setzt so die
neue Personalbemessung mit zwei Erzie-
herinnen pro Gruppe bis 2010 um. Für die
nichtstädtischen Kindertageseinrichtun-
gen erhöht sie analog den Zuschuss. Zu-
dem fördert sie Kooperationen zwischen
Kindertageseinrichtungen und Familien-
bildungsstätten sowie den Aufbau eines

Fortbildungsverbundes mit 1,5 Millionen
Euro bis 2012. 

Zu Beginn des Jahres 2008 hat die
Stadt den Eigenbetrieb „Städtische Kitas
Frankfurt“ gegründet, in dem sie die 130
städtischen Kindertageseinrichtungen und
10 städtische Krippen zusammenführte.
Damit gewährleistet sie ein umfassendes
Bildungs- und Betreuungsangebot bis zur
Einschulung und einer eventuell erforder-
lichen Hortbetreuung aus einer Hand. Wa-
ren die bisherigen Angebote nach sozial-
und bildungspolitischen Aufgabenstellun-
gen getrennt, wird nun durch den Eigenbe-
trieb ein ganzheitliches Bildungsverständ-
nis unterstützt. Die Aufwendungen für die-
ses höherwertige Angebot überträgt die
Stadt nicht auf die Familien. Im Gegenteil:
Im Wissen um steigende Lebenshaltungs-
kosten, gewachsene Ansprüche an Erzie-
hung und Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie reduziert sie die Elternentgelte. Statt
373 Euro müssen Eltern nun monatlich
198 Euro für einen Ganztagsplatz ihrer
Kinder unter drei Jahren zahlen. Außer-
dem entlastet die Stadt die Eltern, indem
sie die Geschwisterermäßigung auf  die
Kindertagespflege und nichtstädtische Ta-
geseinrichtungen erweitert. Allein diese
reduzierten Elternentgelte belaufen sich
bis 2012 auf rund 30 Millionen Euro.

Arbeitsmarktchancen verbessern
Diese Maßnahmen sind die Voraussetzung
für einen leichten Übergang zur Schule.
Die Mainmetropole setzt auf eine breite
Schullandschaft, damit Kinder entspre-
chend ihren Fähigkeiten gefördert und op-
timal auf das Berufsleben vorbereitet wer-
den. Dies sieht die Stadtspitze durch eine
dreigliedrige Schullandschaft mit einem
analogen Angebot an kooperativen und in-
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Die städtische Kita Hundertwasser bietet in
Frankfurt etwa 60 Kindergarten- und 40 Hortplät-
ze an. Friedensreich Hundertwasser erarbeitete
den künstlerischen Entwurf für das Gebäude. 
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Geburtenrate in Frankfurt 1969 bis 2007
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Wie im Rest der Bundesrepublik Deutschland sank auch in Frankfurt a.M. die Geburtenzahl im Zu-
ge des sogenannten Pillenknicks Ende der 60er Jahre beständig. Doch seit den 80er Jahren setzt
sich Frankfurt deutlich vom Bundestrend ab und verzeichnet steigende Geburtenraten. 2006 er-
reichte die Geburtenzahl in Deutschland mit nur 673.000 Geburten den niedrigsten Stand seit dem
Ende des zweiten Weltkriegs. Frankfurt erzielte hingegen ein neues Hoch.
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Die Stadt Ulm betrachtet Bildung als
einen entscheidenden Wettbewerbs-
und Standortfaktor. Im Rahmen eines
über zwölf Jahre angelegten Pro-
gramms sollen bis 2012 insgesamt 120
Millionen Euro in den Bildungssektor
fließen. Der Ulmer Weg ist als Quali-
tätsoffensive angelegt und soll mehr
Chancengerechtigkeit mittels individu-
ell zugeschnittener Bildungsangebote
schaffen.

Von Sabine Mayer-Dölle

Für die Stadt Ulm besitzt das Thema
Bildung den Stellenwert eines stra-
tegischen Politikfelds. Die Geburts-

stadt Albert Einsteins definiert sich als
Kompetenz- und Wissenschaftsstadt. Ulm
mit seinen 120.000 Einwohnern ist seit
1960 Hochschulstandort. Über 7.000 Stu-
dierende besuchen die Universität Ulm.
Mehr als 3.000 sind darüber hinaus an der
Hochschule Ulm, einer Fachhochschule
für ingenieurwissenschaftliche Berufe,
eingeschrieben.

Die entscheidenden Weichenstellungen
für den Bildungsstand einer Gesellschaft
werden aber nicht auf der Ebene der Hoch-
schulpolitik getroffen. Vielmehr ist es das
Betreuungs- und Bildungsangebot im
Kleinkind- und Schulkindalter, das für den
Bildungserfolg maßgeblich ist. Bildungs-
politik ist deshalb in erster Linie Kommu-
nalpolitik. Dieser Tatsache trägt die Stadt
Ulm seit geraumer Zeit verstärkt Rech-
nung: Im Jahr 2000, dem Jahr des Pisa-
Schocks, hat die Stadt an der Donau eine
Bildungsoffensive gestartet und seitdem

70 Millionen Euro in den Ausbau des
kommunalen Bildungswesens gesteckt.
Bis 2012 sollen weitere 50 Millionen Euro
in diesen Bereich fließen. Der Schwer-
punkt der Maßnahmen lag in den ersten
Jahren auf Investitionen in die Bildungsin-
frastruktur. Diese Investitionen wurden
mit 30 Prozent von Bund und Land bezu-
schusst und erstreckten sich im Wesentli-
chen auf die Sanierung und den Neubau
von Kindertagesstätten und Schulen.

In jüngster Zeit hat die Ulmer Bil-
dungsoffensive allerdings einen etwas an-
deren Akzent erhalten, denn was wäre eine
gute Hardware ohne die passende Soft-
ware? Aus einem ambitionierten Investiti-
onsprogramm hat sich allmählich eine
Qualitätsoffensive in Sachen Chancenge-
rechtigkeit mittels Bildung entwickelt. Der
demographische Wandel, der sich seit den
frühen siebziger Jahren durch geringe Ge-
burtenraten charakterisiert, hat einen Man-
gel an qualifizierten Fachkräften und Aka-
demikern zur Folge. Bildungsferne
Schichten, oft mit Migrationshintergrund,
können diese Lücke nicht schließen. Hier
sind die Kommunen gefordert, radikal um-
zudenken.

Standortfaktor Bildung
Die Bildungsoffensive der Stadt Ulm zielt
darauf ab, dass Pädagogen Kinder indivi-
duell fördern können. Zudem sollen die
Voraussetzungen dafür geschaffen wer-
den, dass Eltern Familie und Beruf verein-
baren können. Gute Betreuungs- und Bil-
dungsangebote sind zu einem Wettbe-
werbs- und Standortfaktor der Städte ge-
worden, im Ringen um Einwohner und In-

vestoren. Es ist längst nicht mehr die Rede
von „Sozialromantik“ und „Familienge-
döns“.

Eltern, Fachleute und Politiker sind
sich einig, dass qualifizierte Betreuungs-
angebote nötig sind und Schule neu zu
denken ist. Bei der Gestaltung des Ange-
bots müssen das Kind, seine Eltern und die
Lebenssituation im Mittelpunkt stehen.
Die Praxis sah in der Vergangenheit viel-
fach anders aus. Kind und Eltern mussten
sich allzu häufig der Struktur des Ange-
bots anpassen. Hinzu kommen die Situati-
on berufstätiger Eltern, die steigende Zahl
Alleinerziehender und die zunehmende
Armutsproblematik. Gerade Letzteres ist
oft nicht nur ein materielles Problem, son-
dern häufig verbunden mit Bildungsferne
und emotionaler Verwahrlosung. Hier sind
Angebote gefragt, die von der Kinderta-
gesstätte bis zum Übergang von der Schu-
le in Beruf oder Studium eine ganzheitli-
che Bildungs- und Betreuungsbiographie
ermöglichen, bei der individuelle Kompe-
tenzen und Eigenverantwortung gefördert
werden. Hierzu bedarf es einer gemeinsa-
men Verantwortung, bei der die Akteure
der Kindertagesstätten, der Schule und der
Jugendhilfe im Mittelpunkt des Handelns
stehen. Das Denken in Zuständigkeiten
gehört der Vergangenheit an. Bei der Ge-
staltung integrativer Bildungsansätze sind
die Qualität frühkindlicher Bildung, Be-
treuung und Erziehung, Übergänge von
der Kindertagesstätte in die Schule, der
Wechsel nach der Grundschule, die Zahl
der Wiederholer/Schulabbrecher und der
Übergang von Schule in Beruf oder Stu-
dium wichtige Indikatoren.

Ulmer Bildungsoffensive
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Ulm investiert massiv in den Ausbau des kommunalen Betreuungs- und Bildungsangebots
Integrative Bildungsansätze
Das Konzept „Erfunden“ vom Ulmer Zen-
trum für Neurowissenschaften und Wis-
senstransfer gehört zu diesen integrativen
Bildungsansätzen. Die Stadt Ulm unter-
stützt dieses Konzept, indem sie drei „Bil-
dungshäuser 3 – 10“ eingerichtet hat. Vom
dritten bis zum zehnten Lebensjahr lernen
Kinder gemeinsam und werden individuell
gefördert. Die starren Grenzen zwischen
Kindergarten und Grundschule sind aufge-
hoben. Über eine Weiterentwicklung des
Bildungshauskonzepts bis zum 16. Le-
bensjahr wird gerade nachgedacht. Derar-
tige integrierte Ansätze und ihre Verknüp-
fung mit der städtischen Sozialarbeit, der
Jugendhilfe, dem Sport und der kulturäs-
thetischen Bildung sind der Schlüssel, um
Kinder und Jugendliche in andere Lebens-
welten zu führen. Die nächsten Schritte

der Ulmer Bildungsoffensive sind eine ko-
ordinierte Jugendhilfe- und Schulentwick-
lungsplanung.

Wir werden unseren Wohlstand einbü-
ßen, wenn es uns nicht gelingt, in den Kin-
dergärten und Schulen eine höhere Chan-
cengerechtigkeit für Kinder und Jugendli-
che aus bildungsfernen Schichten zu errei-
chen. Für die Kommunen stellt sich also
nicht die Frage, ob wir es uns leisten kön-
nen, so viel in Bildung zu investieren, son-
dern die Frage heißt, ob wir es uns leisten
können, dies nicht zu tun.

Für immer weniger Kinder und Jugendliche müssen 
Schulen unterhalten werden.

Alter in Jahren 2007 2010 2020

Bevölkerung insgesamt, 82218 81887 80057
darunter

unter 3 2051 1965 1932

3 bis 6 2142 2022 1956

6 bis 10 3079 2896 2624

10 bis 16 4854 4767 4032

16 bis 19 2805 2464 2194

19 bis 25 5850 5866 4947

gesamt unter 25 20780 20000 17685

Tabelle: Der Neue Kämmerer Datengrundlage: Statistische Ämter des Bundes und der Länder
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Recklinghausen steuert die Mittagsverpflegung in Ganztagsschulen und Kitas zentral
Der Ausbau der Ganztags-
betreuung in Kitas und
Schulen steht oben auf der
politischen Agenda. Die
Stadt Recklinghausen hat
bereits 21 Schulen mit Kü-
chen und Mensen ausge-
stattet. Georg Möllers,
Beigeordneter u.a. für
Schule, spricht im Inter-
view über den Aufbau und
Betrieb einer effizienten
Verpflegungsorganisation.

Herr Möllers, welche Be-
deutung hat die Schulverpflegung in Reck-
linghausen? Inwiefern hat sich der Stel-
lenwert in den letzten Jahren geändert?

Der Stellenwert der Mittagsverpfle-
gung hat sich gravierend geändert, seitdem
die NRW-Landesregierung im Jahr 2004
die „Offene Ganztagsgrundschule (OGS)“
auf die politische Agenda gesetzt hat. Aus
pädagogischen Gründen ist die Teilnahme
am Mittagessen in Recklinghausen für die
am Ganztagsprogramm teilnehmenden

Kinder Pflicht. Damit geht einher, dass
1.800 Kinder mittags in den Schulen ver-
pflegt werden müssen. Wir werden damit
bald auf 500.000 Essen kommen; 2007
waren es noch 305.000 Essen.

Wie haben Sie die Mittagsverpflegung or-
ganisiert?

Die Schulverpflegung hat eine längere
Geschichte in Recklinghausen. Auch vor
der Einrichtung der OGS im Jahr 2004 gab
es eine Schulverpflegung, die wir damals
schon zentral organisiert haben. Allerdings
gab es damals nur drei Gesamtschulen mit
Schulmensen.

Insgesamt tragen wir die
Verantwortung für ca. 40
Schulen und 13 städtische Ki-
tas. Die 21 Grundschulen ha-
ben wir bereits mit Schulkü-
chen und -mensen ausgestat-
tet. Die Steuerung erfolgt über
einen Betrieb gewerblicher
Art (BgA). Verantwortlich ist
der Fachbereich Schule und
Sport. Wir nehmen die Aus-
schreibung vor, erarbeiten
Leistungsverzeichnisse, stel-
len die notwendige Infrastruk-
tur bereit, übernehmen die

Qualitätskontrolle, die Vorbestellungen
und Abrechnungen des Essens.

Welchen Vorteil bringt Ihnen die Betriebs-
form BgA?

Wir haben uns für die Betriebsform
entschieden, weil die Stadt über diese um-
satzsteuerpflichtige Einrichtung die Be-
rechtigung zum Vorsteuerabzug für Inves-
tiv- und Unterhaltungsmaßnahmen hat. Im
Hoheitsbereich wäre das nicht möglich. 

Der Betrieb erzielt einen Umsatz von
1,36 Millionen Euro jährlich.

Welche Investitionen waren erforderlich?
Wie haben Sie diese finanziert?

Wir haben bislang 21 Grundschulen
mit jeweils einer Küche für rund 35.000
Euro und einer Mensa für rund 10.000
Euro ausgestattet. Hinzu kamen 8,3 Mil-
lionen Euro Investitionen in Um- und
Neubauten. Das Land hat diese Investitio-
nen zu 90 Prozent gefördert. Nächster
Kraftakt wird sein, elf Schulen der Sekun-
darstufe I auszustatten. Die Investitions-
kosten werden ähnlich hoch ausfallen.

Wer hat die Bauplanung übernommen?
Konnten Sie dieses Großprojekt aus eige-
nen Kräften stemmen?

Ja, aber das war ein Kraftakt. Die 
Modul-Baukonzeption war ein Eigenge-
wächs, das die Hochbauverwaltung selb-
ständig auf die Beine gestellt hat.

Inwiefern subventioniert die Stadt die 
Mittagsverpflegung?

Das Land und die Stadt subventionie-
ren den Essenspreis für bedürftige Famili-
en mit jährlich 200.000 Euro, wobei das
Land 90.000 Euro und die Stadt 110.000
Euro zahlt. Das Motto lautet: kein Kind
ohne Mahlzeit. Wir haben gestaffelte Prei-
se für drei verschiedene Nutzergruppen:
Kinder von ALG-II-Empfängern zahlen
1 Euro pro Essen, Grundschulkinder zah-
len 2,12 Euro und Schüler an weiterfüh-
renden Schulen 2,60 Euro pro Essen. Die
Stadt verwaltet die Abrechnung im Rah-
men einer Gebührensatzung zentral über
ein bargeldloses, internetbasiertes System.

Welche Qualitätsanforderungen haben Sie
definiert?

Bei der Essensauswahl halten wir uns
an die Empfehlungen für kindgerechte Er-
nährung der Deutschen Gesellschaft für
Ernährung e.V. (DGE). Zudem erhält jedes
Kind einen halben Liter Wasser täglich.
Die Verträge mit dem Caterer beinhalten
ein Leistungsverzeichnis, das Vorgaben
zum Verpflegungssystem, zur altersge-
rechten Menüzusammenstellung, zur Her-
kunft und Qualität der eingesetzten Le-
bensmittel, zur Logistik, zu Personalein-
satz und Hygiene macht. Verwendet der
Caterer z.B. Lebensmittel, die nicht zuläs-
sig sind, können wir von unserem Kündi-
gungsrecht Gebrauch machen. Das war al-
lerdings noch nie notwendig.

Wie stellen Sie eine konstant hohe Qualität
sicher?

Über die Qualität des Essens gibt es 
regelmäßig Diskussionen, aber wir stellen
sicher, dass wir immer vor Ort sind und
uns eine eigene Meinung bilden können.
Um das gewährleisten zu können, haben
wir einen Qualitätszirkel aufgebaut, dem
neben dem Caterer und der Stadt auch
Lehrer, Erzieher und Eltern angehören.
Ein Vertreter des Qualitätszirkels ist im-
mer vor Ort. War der Reis also versalzen,
wissen wir das im Schulverwaltungsamt
eine Stunde später und können direkt mit
dem Caterer Kontakt aufnehmen. Ein
wichtiges Qualitätsmerkmal ist, dass der
Caterer das Essen nicht nur zubereiten,
sondern auch ausgeben muss.

Unabhängig vom Standort ist das Essen
überall gleich. Auch das ist Teil der sozia-
len Verantwortung. Um das gewährleisten
zu können, haben alle Satellitenküchen die

gleichen technischen Voraussetzungen. So
kann das Personal zwischen den Standor-
ten jederzeit ausgetauscht werden kann.

Arbeiten Sie auch mit ehrenamtlichen
Hilfskräften?

Es gibt die Möglichkeit der ehrenamtli-
chen Mitarbeit. Das bedeutet, wir dienen
dem Caterer engagierte Eltern an. Wir stre-
ben an, dass sie einen Arbeitsvertrag erhal-
ten und den Lohn an die Schule abtreten.
Das ist eine bessere Lösung, weil die hy-
gienischen Standards unter professioneller
Führung gewährleistet bleiben.

Wie zufrieden sind Schüler und Eltern mit
dem Essen?

Die Geschmäcker sind sehr unter-
schiedlich. Bei Elternbefragungen gibt es
innerhalb der Schulen, aber besonders je
nach Standort und sozialem Umfeld Beno-
tungen von sehr gut bis mangelhaft. Wäh-
rend an einem Standort die Eltern dankbar
sind, dass ihnen die
Organisation der
Mittagsverpflegung
abgenommen wird,
beschweren sich am
anderen Standort die
Eltern darüber, dass
keine Biokost aus-
gegeben wird. Insgesamt ergibt sich bei
den Befragungen ein akzeptabler Durch-
schnittswert von 3,0.

Während Ihr pädagogisches Konzept die
Mittagsverpflegung an den OGS verpflich-
tend für alle Kinder vorsieht, ist die Teil-
nahme am Mittagessen an den weiterfüh-
renden Schulen freiwillig. Wie viele Schü-
ler nehmen dieses Angebot an?

Neben vier Ganztagssystemen (drei
Gesamtschulen, eine Hauptschule) sind ei-
nige Gymnasien in einer Aufbauphase zur

Übermittagsbetreuung. Zurzeit liegt die
Teilnahme stadtweit erst bei drei Prozent.

Wo sehen Sie in Recklinghausen noch 
Verbesserungspotential und Investitions-
bedarf im Bereich der Schulverpflegung?

Der Ausbau der Mittagsverpflegung in
den Schulen der Sekundarstufe I steht
oben auf der Agenda. Wir haben für die
Jahre 2009 und 2010 schon Pakete ge-
schnürt, die aber nicht ausreichen werden.
Jetzt wollen wir mit den Mitteln aus dem
Konjunkturpaket II den Ausbau so planen,
wie er letztendlich sein sollte.

Aufgrund der bislang geringen Nach-
frage wollen wir nicht das traditionelle
Mensamodell umsetzen, sondern prüfen
Alternativen. Wir wollen uns der Nachfra-
ge älterer Jugendlicher anpassen und den-
ken daran, ein Bistromodell umzusetzen.
In diese Pläne beziehen wir Schüler mit
ein. Zudem haben wir eine Schülerfirma
gegründet, die sich beispielsweise um ei-

nen Außengastrono-
miebereich küm-
mern soll. Wir wol-
len an den Schulen
schon bis zum
nächsten Sommer
Tische, Stühle und
Sonnenschirme für

die Bewirtung auf dem Schulhof anbieten.
Ein weiteres Projekt ist die Einrichtung

einer zentralen Herstellungsküche. Hier
wollen wir Schülern, die Probleme haben,
einen Ausbildungsplatz auf dem regulären
Arbeitsmarkt zu finden, eine Qualifizie-
rungsmöglichkeit anbieten.

Vielen Dank für das Gespräch.

Die Fragen stellte Vanessa Wilke.

v.wilke@derneuekaemmerer.de

„Kein Kind ohne Mahlzeit“
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Georg Möllers ist 
Beigeordneter der Stadt
Recklinghausen. 

„Ist der Reis versalzen,
wissen wir das

im Schulverwaltungsamt
eine Stunde später.“

Kommunale Lohn-

abrechnung geht auch GÜNSTIGER arbeiten Sie mit der Lohn-Software von DATEV. Denn sie

vereinfacht die Abläufe, senkt die Kosten und eröffnet 

neue Möglichkeiten.

Die DATEV-Software für die Lohnabrechnung entspricht genau den Bedürfnissen von 
Kommunen und kommunalen Einrichtungen. Dabei profitieren Sie gleich mehrfach:
zum Beispiel von der schnellen Bearbeitung über das DATEV-Rechenzentrum. Oder
Sie reduzieren den Aufwand durch Probeabrechnungen, einfache Korrekturmöglich-
keiten und elektronische Archivierung. Ein weiteres Plus: Durch unsere zentrale Ak-
tualisierung ist die Software ganz automatisch immer auf dem neuesten Stand. Und 
das Preis-Leistungs-Verhältnis kann sich sehen lassen. Informieren Sie sich bei Ihrem 
Steuerberater, Ihrem Wirtschaftsprüfer oder unter der Telefonnummer 0800 0114348. 
www.datev.de/oeffentlicher-dienst

Zukunft gestalten.Gemeinsam.

Auf der CeBIT, 03.-08.03.2009
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Körpergewicht von Kindern und Jugendlichen in Deutschland 
(bewertet nach Body-Mass-Index)
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So oft kommen gesunde Lebensmittel bei Kindern und Jugendlichen
in Deutschland auf den Tisch
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Schwerpunkt: Kindertagesstätten und Bildungseinrichtungen
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Kommunale Bildungseinrichtungen
wie Volkshochschulen oder Stadtbüche-
reien stehen unter enormem Kosten-
druck. Auf die Zuschüsse ihrer Träger
angewiesen, werden sie vielerorts Op-
fer kommunaler Sparzwänge – obwohl
sie wichtige Bildungsaufgaben wahr-
nehmen und als Integrationsinstrument
wirken. Fusionen oder eine Ausweitung
ihres Angebots können ihr Überleben
sichern. 

Von Nadine Jakobs

Der Betrieb von öffentlichen Bil-
dungseinrichtungen zählt zu den
freiwilligen kommunalen Leis-

tungen. Geraten Kommunen in finanzielle
Schwierigkeiten, sind es oft Stadtbüche-
reien und Volkshochschulen, die die Liste
möglicher Einsparpotentiale des städti-
schen Haushalts anführen. „Eine Stadtbü-
cherei ist nicht kostendeckend zu betrei-
ben“, sagt Roland Schneider, Kulturdezer-
nent der Stadt Krefeld. Stadtbüchereien
sind ein nahezu reines Zuschussgeschäft,
und auch der Betrieb einer VHS wird zu
durchschnittlich knapp 40 Prozent durch
kommunale und Landesmittel finanziert
(siehe Übersicht). Die Zahl der Bibliothe-
ken besonders im ländlichen Raum geht
deshalb stetig zurück, und viele Großstäd-
te schließen Zweigstellen in Außenbezir-
ken. Der Betrieb der beliebten Bücherbus-
se im ländlichen Raum wird vielerorts ein-
gestellt. Auch die VHS kämpfen ums
Überleben, und viele sehen die einzige
Möglichkeit darin, das Programm zu ver-
schlanken und Personal abzubauen. Bei-

spiel Nordrhein-Westfalen: Dort wurden
in den letzten Jahren die Zuschüsse von
Länderseite gekürzt, gleichzeitig gab es
2006 einen Rückgang der Teilnehmerzah-
len – die Kommunen mussten die fehlen-
den Mittel insbesondere für laufende Kos-
ten ausgleichen. 

Schließungspläne für solche Bildungs-
einrichtungen lösen aber meist heftige De-
batten zwischen Politik, Verwaltung und
Bevölkerung aus. Zwar gibt es auch priva-
te Bildungseinrichtungen, die z.B. wie die
VHS Bildungskurse in den Bereichen Mu-
sik oder Politik, Gesellschaft, Umwelt,
Kultur, Gestalten, Sprachen, Arbeit und
Beruf anbieten. Die öffentlichen Einrich-
tungen werden aber vielerorts als ein
wichtiger Bestandteil des Kultur- und Bil-
dungsangebotes einer Stadt angesehen.
Anders als private
Anbieter kann die
Stadt ihr Angebot
gezielt steuern. Der
Krefelder Kulturde-
zernent sieht in den
Stadtbüchereien ei-
ne kulturelle Grundversorgung: „Neben
der Kulturtechnik „Lesen“ in Büchern
zählen auch die neuen Medien, Software-
programme und Internetarbeitsplätze zu
einer solchen Grundversorgung dazu“,
sagt Schneider. 

„Der soziale Bildungsauftrag spielt bei
Volkshochschulen eine große Rolle“, sagt
Annett Hellwig von der Kreisvolkshoch-
schule Saalekreis in Sachsen-Anhalt.
„Kommunen können durch die VHS für
alle Bevölkerungsschichten bezahlbare
Bildung anbieten und auch bildungsfernen

Schichten mit besonderen Angeboten eine
Teilnahme ermöglichen.“ Zudem wächst
die Bedeutung der VHS als Integrationsin-
strument: Nach den rückläufigen Zahlen
bei den VHS gab es 2007 und 2008 wieder
steigende Teilnehmerzahlen. „Das liegt
vor allem an der großen Nachfrage nach
Integrationskursen und Kursen für Schü-
ler“, sagt Dr. Hansgeorg Rehbein, Leiter
der VHS Krefeld.

Fusionieren statt schließen
Um die Bildungseinrichtungen vor der
Schließung zu bewahren, erhöhen die
Kommunen den Druck auf sie und fordern
mehr Wirtschaftlichkeit. Um wirtschaftli-
cher zu agieren, kooperieren viele Kom-
munen mit Nachbarkommunen oder fusio-
nieren ihre Bildungseinrichtungen gar. Fu-

sionen im großen
Stil führten kommu-
nale Träger von
VHS insbesondere
im Zuge von Kreis-
gebietsreformen wie
etwa in Sachsen-

Anhalt durch. Hier hat sich durch die bei-
den Reformen in den Jahren 1994 und
2007 die Anzahl der Volkshochschulen
von ehemals 41 auf nun 16 verringert. Das
Angebot der einzelnen VHS wurde zusam-
mengeführt und dadurch gestärkt. „Wenn
die VHS die Landkreise entlasten wollen,
müssen sie sich mit attraktiven Angeboten
auf dem Bildungsmarkt bewegen“, sagt
Hellwig. Durch die Zusammenlegung
kann nun mancherorts die eher geringe
Nachfrage in einigen ländlichen Gebieten
aufgefangen werden. „Wir haben nun die

Volkshochschulen und Stadtbüchereien unter Konsolidierungsdruck – Krefeld Benchmark in NRW

Kulturelle Grundversorgung sichern
Chance, die Kurse besser auszulasten“,
sagt Hellwig. „Zudem können durch grö-
ßere Einheiten die Ertrags- und Kosten-
strukturen effizienter gestaltet werden“,
sagt Uwe Jahns vom Verband der Volks-
hochschulen Sachsen-Anhalt. In Sachsen
steht nach der anstehenden Kreisgebietsre-
form eine ebensolche Fusionswelle bevor. 

Die gleiche Strategie verfolgen bundes-
weit auch die Stadtbüchereien. Viele klei-
nere Kommunen haben ihre Büchereien
zusammengelegt: So können sie den Nut-
zern eine größere Auswahl an Büchern
oder längere Öffnungszeiten bei gleichzei-
tig reduzierten Personal- und Sachkosten
bieten.

Doch auch darüber hinaus werden Stra-
tegien zu mehr Wirtschaftlichkeit gesucht.
Wie in anderen Bereichen des Haushalts-
managements üblich, gründeten kommu-
nale Verbände Vergleichsringe, um den
wirtschaftlichen Erfolg ihrer Bildungsein-
richtungen mit anderen Kommunen zu
messen und sich Anregungen einzuholen,
wo Spar- und Konsolidierungspotential
liegt. 

Qualität schwer messbar
Einen solchen Vergleich hat auch die Ge-
meindeprüfungsanstalt NRW unter allen
kreisfreien Städten im Jahr 2008 durchge-
führt und die Wirtschaftlichkeit von VHS
und Stadtbüchereien geprüft. Gemäß die-
ser Analyse setzt die Stadt Krefeld nun ei-
ne Benchmark: VHS und Stadtbücherei
der Stadt Krefeld arbeiten wirtschaftlicher
als jede andere dieser Einrichtungen in
NRW. Gerade einmal 64 Cent beträgt der
Zuschussbedarf der Stadt an die VHS pro
Einwohner. Im Vergleich: Der Höchstsatz
liegt bei 8,60 Euro pro Einwohner. Für die
Stadtbücherei gibt die Stadt Krefeld jähr-
lich pro Einwohner 5,58 Euro aus. Der
Spitzensatz liegt hier bei 13,95 Euro. Doch
Analysen wie diese sind oft umstritten, sie
gehen vielen Städten nicht weit genug. Die
Stadtspitze Krefelds bewertet die Aus-
zeichnung durch die Gemeindeprüfungs-
anstalt denn auch differenziert. „Die Zahl
sagt zunächst einmal nichts über die Qua-
lität unseres Angebots aus“, sagt Rehbein
von der VHS Krefeld. Krefelds Kulturde-
zernent stimmt mit seinem Kollegen über-
ein und ist in punkto Stadtbücherei nur be-
dingt stolz auf die Spitzenposition. „Wir
führen diese Statistik an, weil wir bezogen
auf Ausleihen, Medienbestände und Nut-
zer die geringste Personaldecke haben.
Das bedeutet in der Praxis, dass unsere
Mitarbeiter viele Überstunden leisten
müssen“, sagt Schneider. Die geringe Per-
sonalausstattung bedeutet außerdem, dass
Krefeld im Vergleich der Öffnungszeiten
mit anderen Großstädten nicht optimal
aufgestellt ist. 

Daran will die Stadt nun arbeiten. Im
Gegensatz zu vielen anderen Städten in-
vestierte Krefeld kräftig in die Qualität der
Stadtbücherei und baute ein neues Gebäu-
de für 12 Millionen Euro. Die neue „Me-
diothek“ verfügt über moderne Lese- und
Seminarräume, Internetarbeitsplätze und
einen Innenhof mit Platz für literarische
und andere kulturelle Veranstaltungen.
Durch den Neubau kann die Stadt nun lau-
fende Kosten senken und das Angebot er-
weitern: „Wir haben hier ein vollautomati-
sches Rückgabesystem über Scanner ein-
geführt, durch das wir Personal einsparen.
Zudem wollen wir das Entleihsystem digi-
talisieren“, sagt der Krefelder Kulturde-
zernent Schneider. Dies setze Personalka-
pazitäten frei und ermögliche erweiterte
Öffnungszeiten. 

Wichtig ist für den Kulturdezernenten
die Zusammenarbeit mit anderen Kommu-
nen bei den Stadtbüchereien: „Das Kirch-
turmdenken muss auch in diesem Bereich
überwunden werden.“ Daher erarbeitet
Krefeld mit Neuss und Mönchengladbach
eine gemeinsame Zielgruppenansprache
und kauft etwa auch gemeinsame Technik
ein. „Die Städte entwickeln damit gemein-
sam eine besonders nachhaltige Kulturpo-
litik“, sagt Schneider.

Mehr Kurse, mehr Einnahmen
Die VHS Krefeld setzt ebenfalls auf eine
Zusammenarbeit mit anderen Städten und
schloss vor drei Jahren eine Kooperations-
vereinbarung mit einer Nachbarkommune.
Schon damals lastete ein immenser Kon-

solidierungsdruck auf der VHS. „Von
Schließung oder Abbau war jedoch nie die
Rede“, sagt Rehbein. Die Strategie vieler
Kommunen, die Ausgaben zu senken, in-
dem Personal und Kurse abgebaut werden,
ist für ihn zu kurz gedacht. „Wir versuchen
zwar auch, die Ausgaben zu senken, aber
gleichzeitig die Einnahmen zu erhöhen.
Das geht nur mit einem attraktiven Pro-
gramm“, sagt er. 

Kurse finden aber nur statt, wenn sie
mindestens honorarkostendeckend arbei-
ten können. Das bedeutet: Wird die kriti-
sche Teilnehmerzahl nicht erreicht, spricht
die VHS die bereits angemeldeten Bürger
an, ob sie auch bereit wären, mehr zu zah-
len, damit der Kurs stattfinden kann. „Das
zahlt sich nicht nur finanziell aus, sondern
ist auch positiv in Sachen Kunden- und
Dozentenbindung“, sagt der Leiter der
Krefelder VHS. Mit Politik und Verwal-
tungsvorstand hat die VHS zudem eine
Leistungskennzahl in Bezug auf die An-
zahl der Kursstunden vereinbart. 

Die Einnahmen kann die VHS Krefeld
zudem durch Drittmittelförderung erhö-
hen. So bietet sie etwa verstärkt Kurse zur
Integrationsförderung und zur Qualifizie-
rung von Jugendlichen und Langzeitar-
beitslosen an. „Wir kooperieren hier eng
mit der Stadt, um entsprechende Angebote
zu planen.“ Die Anzahl der Kurse kann die
VHS durch all diese Maßnahme stetig er-
höhen und insgesamt rund 1.500 Kurse in
diesem Jahr durchführen.

n.jakobs@derneuekaemmerer.de

„Der soziale Bildungsauf-
trag spielt bei Volkshoch-
schulen eine große Rolle.“
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Die neue Stadtbücherei in Krefeld, die „Medio-
thek”, hat ein vollautomatisches Rückgabesys-
tem über Scanner. Dies spart Personal ein.

VHS und Stadt-
büchereien
Volkshochschulen in 2007: 

k Gesamtzahl: rund 950
k 6,5 Millionen Teilnehmer
k Gesamtumsatz: 952 Millionen Euro
k 40 Prozent über Teilnahmegebühren 

finanziert
k 40 Prozent durch Landkreise und

kreisfreie Städte als Träger finanziert
plus Landeszuschüsse

k 20 Prozent über Fördermittel von EU,
Bund oder Bundesagentur für Arbeit

Bibliotheken in Trägerschaft von 
Kommunen und Kreisen in 2007:

k 3.828 Bibliotheken (in deutscher 
Bibliotheksstatistik erfasst)

k Gesamtausgaben: knapp 694 
Millionen Euro

k 637 Millionen Euro über Träger 
finanziert

k eigene Einnahmen decken mit 55 
Millionen Euro nur knapp 8 Prozent
der Ausgaben 

Die öffentlichen Kassen sind leer, dringend notwendige
Investitionen werden zunehmend aufgeschoben. 
Um den Investitionsstau aufzulösen, müssen die Kom-
munen, die Länder und der Bund neue Wege gehen.
Privatisierungen und Partnerschaften zwischen öffent-
licher Hand und privaten Unternehmen (Public Private
Partnerships) können sinnvolle Auswege aus der 
Finanzierungsmisere sein.

Der „P-Newsletter“, eine gemeinsame Publikation 
der Kanzlei CMS Hasche Sigle und des F.A.Z.-Instituts,
informiert Sie zweimal pro Jahr aktuell und praxis-
bezogen über die Themen Public Private Partnership 
(PPP), Privatisierung und Private Finance Initiative (PFI).

Experten zeigen, welche aktuellen Rechtsänderungen 
für Sie relevant sind. Ausführliche Hintergrundberichte
informieren Sie darüber, worauf Sie bei öffentlich-
privaten Kooperationen achten sollten. Und nicht
zuletzt berichten Praktiker, wie sie Herausforderungen
im Zusammenhang mit Privatisierungen, PPP und 
PFI bewältigt haben.

Herausgegeben von CMS Hasche Sigle in Kooperation 

mit dem F.A.Z.-Institut für Management-, Markt- und Medien-

informationen GmbH, 12 Seiten (deutsch – englisch).

E D I T O R I A L

Komplexität steigt
Liebe Leserinnen,liebe Leser,

die „PartnerschaftenDeutschland“ Gesell-schaft (PDG) nimmtGestalt an. Die ange-kündigte Ausschrei-bung der Anteileläuft. Parallel dazu entwickelt sich der
PPP-Markt stetig weiter. Zum einen wer-
den nun Pilotprojekte in Bundesländern
realisiert, bei denen PPP bislang nicht im
Fokus stand. Wir stellen das erste PPP-
Landesprojekt in Brandenburg und dort
geplante weitere Projekte vor. Zum ande-
ren setzt sich PPP Stück für Stück auch in
komplexeren Feldern durch: Wir berichten
über das erste Strahlentherapiezentrum in
Norddeutschland. Auch im Bereich kom-
munaler Straßenbau setzt die öffentliche
Hand mittlerweile auf die Zusammenar-
beit mit Privaten – hier gilt es, im Bereich
der PPP-Regelwerke aber noch einigeHürden zu nehmen. Unser steuerlicher

Beitrag erläutert zu einem aktuellenSchreiben aus der Feder des Bundesfi-
nanzministeriums, welche Gestaltungs-
möglichkeiten nach der Einführung der
Zinsschranke durch die Unternehmen-
steuerreform 2008 bestehen.

Viel Spaß und Inspiration beim Lesenwünscht

Das Land Brandenburg realisiert mit dem
Neubau des Finanzministeriums sein erstes
PPP-Projekt. Lange wird dies nicht das ein-
zige Landesprojekt bleiben – zwei weitere
sind schon in Planung.

?Herr Minister, warum wird der Neubau
des Finanzministeriums zum PPP-Projekt?!Der Landtag hat die Landesregierung 2005

aufgefordert, Pilotprojekte zu benennen,
die im Rahmen von PPP-Verfahren realisiert
werden könnten. Die Regierung hat darauf-
hin dem Landtag drei herausgehobene Maß-
nahmen als mögliche PPP-Pilotprojekte be-
nannt. Der Neubau des Finanzministeriums
ist eines dieser Vorhaben. Der Landtag hat
darüber hinaus die Regierung in einem Be-
schluss aufgefordert, Pilotprojekte auf Lan-
desebene zu initiieren, wenn deren Wirt-
schaftlichkeit gegeben ist. So musste die
Landesregierung fortan alle größeren Hoch-
baumaßnahmen des Landes grundsätzlich
auf ihre PPP-Eignung hin prüfen. Der Neu-
bau des Finanzministeriums ist das erste
Hochbauvorhaben des Landes, das nun im
Wege einer PPP realisiert wird. Wir erhoffen
uns davon Erfahrungen für mögliche künfti-
ge Projekte dieser Art.

?Warum hat der Landtag der Landesregie-
rung einen solchen Auftrag erteilt?! Er geht offensichtlich davon aus, dass

durch die gemeinsame Kalkulation von In-
vestition und Betrieb einer Baumaßnahme
Synergieeffekte erzielt werden können. Ob
dies im Einzelfall tatsächlich zutrifft, wird die
jeweilige Wirtschaftlichkeitsprüfung zeigen. ?Was sprach denn bisher auf Landesebene

gegen eine Realisierung über PPP?!Das Land verfolgt auch im öffentlichen
Hochbau wirtschaftliche Lösungen. Wir le-

gen dabei Wert auf städtebauliche und pla-
nerische Qualität. Inwieweit dies in konven-
tionellen Planungsverfahren oder in PPP-Ver-
fahren zu erreichen ist, muss das Land je-
weils im Einzelfall prüfen. Wegen der
bundesweit erst seit etwa zehn Jahren ge-
machten Erfahrungen sowie des mit PPP-
Verfahren einhergehenden erheblichen
Transaktionsaufwandes hat das Land Bran-
denburg zunächst konventionelle und be-
währte Planungsverfahren bei öffentlichen
Hochbauvorhaben bevorzugt. Wir stehen
neuen Modellen wie PPP offen gegenüber.
Eine grundsätzliche Präferenz für PPP oder
die konventionelle Beschaffung gibt es in

P P P  I M  L A N D  B R A N D E N B U R GSynergieeffekte als treibende Kraft
Interview mit Rainer Speer, Minister der Finanzen des Landes Brandenburg
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PPP UND GESUNDHEIT: Strahlentherapiezentrum
SUCCESS-STORY: Finanzministerium Brandenburg
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�� Interview mit Finanzminister Rainer Speer

über PPP-Pilotprojekte des Landes Branden-
burg

�� Erstes Strahlentherapiezentrum in Kiel
�� Partnerschaften Deutschland: 

82 Kommunen und 10 Länder beteiligt


